
Sehr geehrte Damen und Herren,

das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz darf nicht ohne umfassende Nachbesserungen für die
Krankenhäuser beschlossen werden. In seiner jetzigen Form entzieht es der Krankenhausversorgung
bis 2030 rund 30 Milliarden Euro. Die Folgen der geplanten Kürzungen für die medizinische
Versorgung der Bevölkerung wären dramatisch: Zahlreiche unverzichtbare Krankenhausstandorte
und Fachabteilungen müssten schließen und rund 140.000 Beschäftigten droht der Verlust ihres
Arbeitsplatzes.

Eine aktuelle Umfrage des Deutschen Krankenhausinstitutes (Anlage) zeigt das Ausmaß der
wahrscheinlichen Folgen dieser Kürzungspolitik:

 42 Prozent der Krankenhäuser (Psychiatrien: 11 Prozent) bezeichnen sich im Jahr 2027 als massiv
insolvenzgefährdet, für das Jahr 2028 steigt der Wert auf dramatische 53 Prozent an
(Psychiatrien: 25 Prozent).

 Zwei Drittel der Krankenhäuser können die Schließung ganzer Standorte oder einzelner
Fachabteilungen nicht ausschließen, 13 Prozent der Krankenhäuser planen diese bereits.

 94 Prozent der Krankenhäuser (Psychiatrien: 71 Prozent) sehen sich darüber hinaus zu weiteren
drastischen Maßnahmen wie Einstellungsstopp, Personalabbau, Einführung von Wartelisten
und die Verschiebung planbarer Behandlungen gezwungen.

 Investitionen werden vielerorts gestrichen oder verschoben.

Auch nach Rückmeldungen der Landeskrankenhausgesellschaften trifft es dabei ausgerechnet die
sensibelsten Bereiche der Versorgung besonders hart: Geburtshilfe, Ambulante Notfallversorgung,
Pädiatrie, Gynäkologie und Palliativmedizin. Wie wollen Bundesregierung, Regierungsfraktionen
und Länder das der Bevölkerung erklären - ein Gesetz, das Kliniken in die Insolvenz treibt, Angebote
ausdünnt und Beschäftigte ihren Job kostet?

Durch die infolge der Kürzungen steigenden Defizite werden auch die Haushalte der Kommunen
und der Länder massiv belastet. Die Kommunen werden mit 4 bis 5 Milliarden Euro zusätzlich
belastet. Für den Bereich der Universitätskliniken wird die zusätzliche Belastung bei einer Milliarde
Euro liegen.
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Wenn der Deutsche Bundestag und der Bundesrat dieses Gesetz beschließen, wird der kalte
Strukturwandel in der Krankenhausversorgung nicht mehr aufzuhalten sein. Die Bundesregierung
verabschiedet sich damit faktisch von ihrer erst vor kurzem beschlossenen Krankenhausreform.

Wir fordern Sie nachdrücklich auf, dieses Gesetz im Interesse der Patientinnen und Patienten, der
Beschäftigten und der Versorgungssicherheit grundlegend zu korrigieren, soweit erforderlich im
Vermittlungsausschuss. Wer Krankenhäuser kaputtspart, spart an der Gesundheit der Menschen
und der Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen in Deutschland.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft und ihre Mitgliedsverbände haben in den vergangenen
Wochen und Monaten umfassende Vorschläge zur Stabilisierung der GKV-Finanzen sowie zur
Deregulierung und Kostensenkung in der Krankenhausversorgung in den politischen Prozess
eingebracht. Dass diese bislang – bis auf wenige Ausnahmen – weitgehend unberücksichtigt bleiben,
stößt bei den Krankenhäusern auf maximales Unverständnis.

Mit nachdrücklichen Grüßen

Ingo Morell Dr. Gerald Gaß
Präsident Vorstandvorsitzender

Getragen von den 28 Mitgliedsverbänden der Deutschen Krankenhausgesellschaft

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V.

Bundesverband Deutscher
Privatkliniken e. V.

Deutscher Caritasverband e. V.

Deutscher Landkreistag

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband
–
Gesamtverband e. V.

Deutscher Städte- und Gemeindebund

Deutscher Städtetag

Deutsche Rentenversicherung Bund

Deutsches Rotes Kreuz e. V.

Diakonie Deutschland e. V.

Verband der Universitätsklinika
Deutschlands e. V.

Zentralwohlfahrtsstelle der Juden
in Deutschland e. V.

Baden-Württembergische Krankenhausgesellschaft e. V.

Bayerische Krankenhausgesellschaft e. V.

Berliner Krankenhausgesellschaft e. V.
Landeskrankenhausgesellschaft Brandenburg e. V.

Krankenhausgesellschaft der Freien
Hansestadt Bremen e. V.

Hamburgische Krankenhausgesellschaft e. V.

Hessische Krankenhausgesellschaft e. V.

Krankenhausgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern e. V.

Niedersächsische Krankenhausgesellschaft e. V.

Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e. V.

Krankenhausgesellschaft Rheinland-Pfalz e. V.

Saarländische Krankenhausgesellschaft e. V.

Krankenhausgesellschaft Sachsen e. V.

Krankenhausgesellschaft Sachsen-Anhalt e. V.

Krankenhausgesellschaft Schleswig-Holstein e. V.

Landeskrankenhausgesellschaft Thüringen e. V.

Anlage


